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kämpfen wir für Chancengleichheit, und deshalb kämpfen wir für eine hohe Qualität und für Gute Arbeit im gesamten Bil-
dungswesen. 
 
Ich habe es am Sonntag schon gesagt, ich sage es trotzdem noch einmal: Wir wollen das unsinnige Betreuungsgeld strei-
chen und die freiwerdenden Milliarden in gute Kitas investieren, Kolleginnen und Kollegen. (Beifall) Wir brauchen dieses 
Geld, damit es einen Rechtsanspruch auf einen Ganztagsplatz für alle geben kann. Wir brauchen dieses Geld aber auch, um 
in die Qualität der Kitas zu investieren, für bessere Arbeitsbedingungen und natürlich auch für eine bessere Entlohnung der 
Erzieherinnen und Erzieher in diesem Bereich, liebe Kolleginnen und Kollegen. (Beifall) 
 
Wir müssen das unsinnige dreigliedrige Schulsystem überwinden. Wir brauchen endlich gute Ganztagsschulen, an denen im 
Übrigen neben den Lehrkräften auch Sozialarbeiter, Sozialarbeiterinnen und Psychologen arbeiten. Wir brauchen das Recht 
auf Ausbildung für alle Jugendlichen. Da sind zunächst die Arbeitgeber gefordert. Sie dürfen nicht über den Fachkräfteman-
gel jammern, sie müssen endlich mehr ausbilden. Auch das habe ich bereits am Sonntag oder Montag gesagt: Wir müssen 
die Warteschleifen überwinden, und wir müssen gerade kleine und mittlere Unternehmen über die assistierte Ausbildung 
besser unterstützen. Wir wollen nicht irgendeine, sondern wir wollen eine gute Ausbildung für alle Jugendlichen. Deshalb 
streiten wir gegen zweijährige Schmalspurausbildungen, die junge Menschen zu Handlangern in Betrieben degradieren. Das 
wollen wir nicht. Und wir streiten gegen eine Modularisierung, die die Berufsausbildung in einzelne Bausteine zerhackt, Kol-
leginnen und Kollegen. (Beifall) 
 
Natürlich wollen wir auch eine faire, eine gerechte Verteilung der Kosten für Ausbildung. Da ist die Ausbildungsumlage nicht 
vom Tisch, Kolleginnen und Kollegen, da ist sie wieder auf dem Tisch. Wir wollen, dass sich alle Betriebe an den Kosten für 
Ausbildung in Deutschland beteiligen. (Beifall) Wir wollen eine stärkere Kontrolle von Ausbildungsbetrieben. Fast jeder vierte 
Azubi in diesem Land bricht die Lehre ab. Im Bäcker- und Fleischerhandwerk und in der Gastronomie ist es sogar jeder zwei-
te Azubi. Viele Betriebe sind schlicht nicht ausbildungsreif. Hier müssen die Kammern notfalls mit harten Sanktionen durch-
greifen, sonst haben sie ihren Sinn nicht erfüllt, Kolleginnen und Kollegen. (Beifall)  
 
Wir sagen in diesem Antrag, wir wollen offene Hochschulen. Arbeiterkinder und Menschen ohne Abitur müssen einen leich-
ten Zugang zu Hochschulen bekommen. Dazu zählt eine umfassende BAföG-Reform, die die Bundesregierung im Koalitions-
vertrag leider vergessen hat. Dazu gehört aber auch die Öffnung der Hochschulen für Menschen, die im Berufsleben stehen. 
 
Wir wollen Gute Arbeit im gesamten Bildungswesen. Wir wollen unbefristete sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
auch und gerade im wissenschaftlichen Bereich, Kolleginnen und Kollegen, und wir wenden uns mit Euch gegen Honorarver-
träge und befristete Projektverträge in den Volkshochschulen, in den Musikschulen, in den Kunstschulen. Wir wollen diese 
prekären Beschäftigungsverhältnisse nicht, wir wollen Gute Arbeit und gute Beschäftigungsverhältnisse im gesamten Bil-
dungswesen. (Beifall)  
 
Wir wollen endlich ein Weiterbildungsgesetz, das den Menschen klare Rechtsansprüche auf Weiterbildungszeiten und -
finanzierung gibt. Wir wollen ein Erwachsenen-BAföG, das auch das Nachholen von Schul- und Berufsabschlüssen fördert. 
Wir wollen auch die politische Bildung wieder stärken. Es ist und es bleibt ein Skandal, dass Bund und Länder ihr Verspre-
chen, mehr in Bildung zu investieren, gerade bei der politischen Bildung brechen. Wir brauchen endlich Bildungsfreistel-
lungsgesetze in allen Ländern, auch – dies sage ich ganz deutlich –in Baden-Württemberg, Bayern, Sachsen und Thüringen, 
Kolleginnen und Kollegen. (Beifall) Zur Unsinnigkeit des Kooperationsverbots habe ich bereits etwas gesagt. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, gute Bildung gibt es nicht zum Nulltarif. 6 Milliarden Euro zusätzlich für unser Bildungssys-
tem, das hat die Bundesregierung versprochen. Aber das Geld reicht hinten und vorne nicht aus. Wollen wir den Anschluss 
an andere OECD-Staaten nicht verlieren, dann müssen Jahr für Jahr mindestens 40 Milliarden Euro mehr in Schulen, in Kitas, 
in Hochschulen fließen. Ich sage Euch auch das ganz deutlich: Das lässt sich finanzieren, wenn wir die Steuern auf hohe 
Vermögen, hohe Erbschaften und Finanztransaktionen erhöhen. (Beifall) In diesem Sinne hoffe ich, dass Ihr dem Leitantrag 
zustimmt. Lasst uns für diese Punkte gemeinsam kämpfen. Herzlichen Dank. (Beifall) 
 
Melanie Pallien, Vorsitzende des Kongresses  
Vielen Dank, Elke. – Die nächste Wortmeldung ist die von der Kollegin Wiebke Koerlin von der Gewerkschaft ver.di mit der 
Teilnehmernummer 359. Sie spricht zum Antrag Ä 001. Du hast das Wort, Wiebke. 
 
Wiebke Koerlin 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich spreche für den Änderungsantrag, aber ich spreche zu zwei Themen. Ich möchte näm-
lich noch ein wenig auf den Antrag C 001 eingehen und dann aber auch begründen, warum ich meine, dass es zum Thema 
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politische Bildung auch noch mal eine klare Aussage der Gewerkschaften und des DGB geben muss, auch dort Ressourcen 
bereitzustellen.  
 
Elke hat ja in einer wunderbaren Art und Weise jetzt schon sehr vieles dazu gesagt. Aber Wiederholungen über die Notwen-
digkeit der Bildung können eigentlich nicht schaden. 
 
Bildung ist ein Grundrecht. Es ist das Recht jedes einzelnen Individuums, sich zu einem autonomen, selbstbewussten Men-
schen zu entwickeln. Bildung erst ermöglicht die Teilhabe an den Errungenschaften der menschlichen Kultur, und Bildung 
verhindert letztlich, dass Gesellschaften und die Menschheit wieder zurückfallen in eine Zeit ohne Menschlichkeit und ohne 
Kultur. 
 
Bildung ist die Grundlage für Perspektiven, Chancen und Teilhabe. Die Bildung ist zentraler Faktor für die Gesellschaften in 
allen Perspektiven, aber auch für die Weiterentwicklung der Arbeitswelt und der Wirtschaft. Es misst sich auch das Handeln 
einer Gesellschaft, einer politischen Regierung daran – Elke hat es ausgeführt –, wie viel Geld in Bildung investiert wird. 
Deutschland hinkt mit 5,6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts, die aufgebracht werden für Bildung, deutlich hinter einem 
Durchschnitt her, der irgendwo bei 6,7 Prozent liegt.  
 
Als Vertreterin des Fachbereichs Bildung und Wissenschaft der Gewerkschaft ver.di bin ich sehr froh über diesen Beitrag. Der 
steht nämlich uns im DGB gut an, und zwar deshalb, weil sich dieser Antrag gegen die eklatanten Missstände und Rück-
stände Deutschlands in der Bildungspolitik und in der Bildungsfinanzierung ausspricht und die soziale Auslese unseres Bil-
dungssystems anprangert, Bildung ganzheitlich in den Fokus stellt. Die Forderungen dienen den Zielen, die wir uns gestellt 
haben: Chancengleichheit realisieren, Bildungsbeteiligung ermöglichen, Durchlässigkeit verwirklichen und individuelle Förde-
rung verstärken. 
 
ver.di hat mal damit angefangen, zum Thema Bildungsfinanzierung mal den eben auch von Elke erwähnten nachgewiesenen 
Bedarf von 40 Milliarden Euro jährlich festzustellen. Wir brauchen die zur Stärke der frühkindlichen Bildung, zur Reform des 
Schulsystems, zur Stärkung der Berufsausbildung, zur Förderung der Weiterbildung, zum nachhaltigen Ausbau der Hoch-
schulen und für Reformen, die Chancengerechtigkeit herstellen. 
 
Investitionen in Bildung sind Investitionen in die Zukunft und in die Menschen. Finanzierbar ist das – selbstverständlich ist 
das finanzierbar – durch eine Reform des Steuersystems, durch ein Steuersystem, das mehr Steuergerechtigkeit und endlich 
einen Zufluss in das Bildungssystem durch wirkliche Steuermehreinnahmen bringt. 
 
Ich habe das jetzt etwas gekürzt, weil Elke schon viel dazu gesagt hat.  
 
Ich komme noch zum Antrag Ä 001. Der Teil „Mehr Investitionen in außerschulische politische Bildung“ beschreibt zu Recht, 
wie notwendig die politische Bildung ist, und beschreibt die Verantwortung von Bund und Ländern unter anderem für die 
Zentralen für politische Bildung, also die Verantwortung von Bund und Ländern bei der politischen Bildung. Der Antrag ver-
langt auch Bildungsfreistellungsgesetze. Auch da schließe ich mich an, dass wir tatsächlich die Forderung an die grün-rote 
Landesregierung von Baden-Württemberg stellen, jetzt schnellstens ein Bildungsfreistellungsgesetz auf den Weg zu bringen, 
(Beifall) weil wir bisher in allen SPD-geführten Ländern immer die Garantie hatten, dass dort Bildungsurlaubsgesetze ge-
macht werden. Da ist jetzt dringend etwas zu tun. 
 
Der DGB und die Einzelgewerkschaften sind aber auch selbst eine wichtige Säule der politischen Bildung, weil wir ja auch 
Anbieter und Durchführer von politischen Bildungsseminaren sind. Unsere Angebote sind Angebote an die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, sich über wesentliche Entwicklungen der Gesellschaft zu informieren, diese mit Kolleginnen und Kol-
legen zu reflektieren, auszutauschen und sich individuell und gewerkschaftlich zu orientieren. Gewerkschaftliche Bildungsar-
beit fördert den Mut zu eigenem Handeln, zu einem gesellschaftlichen Handeln, es fördert Solidarität und es befördert den 
gewerkschaftlichen Diskurs. Angebote wie „Grenzenlose Solidarität - Barrieren und Wege gewerkschaftlicher Zusammenar-
beit in Europa“ oder „Aktuelle Probleme der Wirtschaftspolitik – Die Krise ist noch nicht zu Ende“ oder „Rohstoffnachrich-
ten – Wer steuert unser Weltwissen?“ macht kein anderer Anbieter. Da wird nämlich von uns aus Klartext geredet. 
 
Deshalb habe ich noch in diesen Antrag hineingebracht, dass wir wenigstens sagen: Auch die innergewerkschaftlichen Res-
sourcen sind auszubauen. Ich finde es gut, dass mit dem Antrag andere aufgefordert werden, diesen Bereich zu stärken, 
aber wir selber sollten das auch weiterhin machen. (Beifall) 
 
 


